
lU-INFO :

FRAKTIONEN, KANDIDATEN und PROGRAMME
Fragen, die Immer wieder In "Wahlkömpfen" auf Österreichs Unlversltöten auftauchen. 6 Fraktionen werben dieses Jahr
um die Stimmen der Studenten am Hauptausschuß der TU-Graz. Zwei davon, die JES und der KSV versuchen zum wieder·
holten Male ein Mandat zu erringen. Sie traten bisher nur In Wahlzelten In Erscheinung und werden deshalb wohl kaum
aus Ihrem Schattendasein heraustreten. .'
4 Fraktionen sind momentan Im Hauptausschuß vertreten. Die ÖSU, seit Jahren Mehrheitsfraktion mit 6 Mandaten, der
RFS, die EX-Mehrheitsfraktion vom Anfang der 70er Jahre, die sich momentan bei 2 Mandaten eingependelt hat, der
VSStÖ, seit Jahren um das dritte Mandat kömpfend und es immer knapp verfehlend, und das Studentenforum. das 1979
zum ersten Mal ein Mandat errungen hat.
Um euch eine kleine bescheidene Entscheidungshilfe für den Gang zur Urne am 20. und 21. Mal zugeben. haben wir
auf der Technik vier Themenbereiche ausgewöhlt und die einzelnen Fraktionen gebeten. dazu Stellung zu nehmen. Ziel
war,vergleichbare (?) Aussagen zu bekommen,was auch gelungen scheint, um Euch die Unterschiede der kandidie·
renden Fraktionen anhand dieser 4 Punkte aufzuzeigen.

-' ALLGEMEINPOLITISCHES MANDAT

RFS.:
Wenn wir Studenten zweimal im Jahr
zur Inskriptionszeit den Erlagschein zur
Hand nehmen und damit unsere Mit
gliedschaft zur Österreichischen
Hochschülerschaft bekunden, sollten
wir uns überlegen, was mit diesem
Geld geschieht. Es wird nömllch nur
zu einem geringen Teil dem Zweck zu
geführt, der eigentlich naheliegend
Ist, der Vertretung studentischer und
studienbezogener Interessen. Der Lö
wenanteil fließt durch das allgemein
polItische Sprachrohr und verpufft
dort mehr oder minder wirkungslos.
Der Zentralausschuß wird von vielen
"Studentenvertretern", die sich als
Mlni- und NachwuchspolItiker profilie
ren wollen, als Möglichkeit mißver
standen, In die,Lokal- oder gar Welt
politik einzugreifen. Zu welchen Aus
wüchsen das. führt, dringt leider nur
selten an die Öffentlichkeit. steht aber
In allen Protokollen. Da wird mit dün
nen Mehrheiten durchgedrückt, daß
etwa das Schah-Regime In Persien zu
verurteilen sei. Demonstrationen.
Flugblötter verbreiten dann die Mei
nung "aller" Studenten. Ein neuer
Mann an der Macht In Persien - Hur
ra? Na doch nicht das, was wir woll
ten. Dennoch, nun sind die UnIversitö
ten Im Iran gesperrt, das Volk kam
vom Regen In die Traufe. Nur ein Bei
spiel von vielen Blamagen.
Aus jedem Verein kann man austre
ten, wenn einem Inhalt und Ziele
nicht mehr zusagen. Nicht so aus der
ÖH. der "Körperschaft öffentlichen
Rechts", die ihre Mitglieder durch das
Gesetz, daß nur brave Beitragszahler
studieren dürfen. bel der Stange hölt.
Und da Ist noch ein Zuckerl: Die Son
derprojekte. die jedermann durch
führen darf und dafür Geld aus der
Studentenkasse bekommt. Bevorzugt
werden Projekte aus fortschrittlich lin
ken Kreisen genehmigt: Das kleine
Einmaleins des Marxismus als Lehrauf
trag, Gastspiel des Triestiner Partisa-
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nenchores in Österreich, Werbekam-'
pagnen für den Zivildienst und so fort.
Um den jeweiligen politischen Wind
der gerade in der Hochschülerschaft
weht, auch dem "Volk" bekanntzu
machen, ist die Hauspostille "ÖH
Expreß" da. Ein Blöttchen, In dem vom
harmlosen bis gEHöhrlichen Schwach
sinn ziemlich alles abgedruckt steht.
Der Ring freiheitlicher Studenten wei
gert sich, dem lönger zuzusehen! Poli
tik soll in den einzelnen Studenten
fraktionen gemacht werden, keine
Bevormundung durch die ÖH
Exekutive! Wenn poli.tische Fragen ak
tuell sind, zu denen Uberelnstimmung
zwischen den verschiedenen Fraktio
nen besteht, kann jederzeit gemein
sam gehandelt werden (z. B. Atom-,
kraftwerke). I ,

Wir fordern, daß sich die ÖHallge
meinpolItischer Aussagen enthölt.
Und sich nur studienbezogenen Fra
gen widmet!

Michael GUMPESBERGER
Maschinenbau, 10. Semester
Sparbersbachgasse 51, 8010 Graz

STUDENTENFORUM:
Das STUDENTENFORUM bekennt sich
zum allgemeinpolifischen Mandat
der ÖH. Wir erachten es für sinnvoll,
daß die Studentenvertretung zu The
men von allgemeinem Interesse Stel·
lung nimmt.
Die Diskussion über derartige Fragen
darf jedoch nicht die Beschöftlgung
mit den eigentlich studentischen Pro
blemen verhindern. Die Sitzungen des
Zentralausschusses zeigen ganz deut
lich, wohin diese Entwicklung führt.
Da wird In Wien z. B. stundenlang
über Afghanistan, Kuba. Nachrüstung
etc. debattiert, aber über ein Millio
nenbudget wird fast kein Wort verlo
ren; andere studentische Anliegen
kommen kaum zur Sprache.
Auch beim allgemelnpolifischen
Mandat gelten natürlich unsere Im
"Klagenfurter Programm" des STU
DENTENFORUM dargelegten Grund
sötze. Hier möchten wir vor allem das
Prinzip der Subsidlarltöt herausgrei
fen. Wir wenden uns daher gegen ei
ne Vergrößerung der Bürokratie und
gegen mehr Staat. Soweit möglich
soll eine kleinere Einheit (z. B. Familie,
Gemeinde...) die Probleme lösen. Die
nöchstgrößere Einheit darf nur dann
eingreifen, wenn es der kleineren Ein
heit nicht möglich ist, ihre Probleme
selbst zu lösen. Politisch bedeutet das
daher ein Bekenntnis zum Föderalis
mus und ein Streben nach mehr De
mokratie. Mehr Demokratie bedeutet
für uns: Mehr Teilnahme von mehr

,Menschen an mehr Entscheidungen.



ÖSU:
Allgemeinpolitisches Mandat, oder
das Recht und die Pflicht der ' ÖHj

auch zu nicht rein studienspezifischen
Fragen Stellung zu nehmen.·
Wir tragen Mitverantwortung für die
Zukunft. Und weil wiF dieser Auffas
sung sind, betrachten wir die Universi
tät nicht als gesellschaftlichen Schon
raum oder als Jugendenklave, son
dern als wichtigen Teil unserer Gesell
schaft. Es gibt zweifelsohne eine star
ke Wechselbeziehung zwischen der
Gesellschaft "draußen" und der Uni
versität "drinnen"; Gelder, die an die
Universität gehen, müssen woanders
eingespart werden. Deshalb sind wir
auch keine "Lobbyisten", die bein
hart und ohne Rücksicht die Interes
sen ihrer Gruppe vertreten. Wir mei
nen, daß es nicht zu verantworten wä
re, wenn finanzielle Besserstellungen '
für uns Studenten zu Lasten der
Schwächeren in der Gesellschaft gin
gen, also auf Kosten der Arbeiter und
kleinen Angestellten, des Kleingewer
bes etc.
Wir tragen aber nicht nur Verantwor
tung gegenüber den anderen gesell
schaftlichen Gruppen in Österreich,
sondern wir tragen auch "internatio
nale Verantwortung"., Und deshalb'
können wir zu vielen Vorgängen in
Afrika oder Amerika usw.' nicht ein
fach schwiegen. Vor allem aber glau
ben wir, daß es die Pflicht hochent
wickelter Länder ist, ihre Kenntnisse
und Fertigkeiten weiterzugeben, und
zwar nicht auf der Basis, neue Märkte
in der Dritten Welt zu erschließen, son
dern wir meinen, daß es hier einen ln
tsressensausgleich geben muß und
daß ."knowledge-transfer" immer
noch besser ist als Kapitaltransfer. D.
h. aber auch, daß wir unsere Unlversi- .
täten möglichst weit für Bildungswilli
ge, vor allem aus der Dritten Welt, öff
nen müssen.

vssru
VSStö:

. Sozialistische Hochschulpolitik orien-
. tiert sich sowohl an den Interessen der

Studierenden, als auch an denen der
Lohnabhängigen. Wir vom VSStö ge
hen grundsätzlich von derUberlegung
aus, daßdie technischeForschung be
ziehungsweise technische Entwick
lung allen Menschen nützen soll. Da
durch, daß Wissenschaft und Technik
immer mehr In das profitbringende Sy
stem des WIrtschaftswachstums um je- .
den Preis eingeflochten werden, wer
den die oben genannten Vorausset
zungen immer weniger erfüllt. Wir als
Studenten und Staatsbürger haben
genauso das allgemeine Wahlrecht
wie gleichaltrige Nichtstudenten, und
deshalb das Recht und sogar die
Pflicht, uns zu außeruniversitären Vor
gängen zu äußern!

OIE DRITTE WELT - AUCH UNSER PRO
BLEM!!
Die ÖH hat die Möglichkeit, engagier
te Leute, die sich für die Dritte Welt
einsetzen, finanziell und Ideell zu un
terstützen - sie sollte das auch weiter
hin tun! Speziell in dies~mZusammen
hang fordert ~er VSStO ein stärkeres
Eintreten der ÖH fOr die sich im Befrei
ungskampf befindlichen Völker der
sogenannten Dritten und Vierten Welt
(Nicqragua, EI Salvador).

ZUSAMMENARBEIT MIT DEN GEWERK
SCHAFTEN
Der VSStÖ ist fOr eine Zusammenarbeit
mit den Gewerkschaften. Als ein Bei
spiel von vielen soll hier die Berück
sichtigung der Sicherheit am Arbeits
platz bel der Planung von techni
schen Projekten dienen. Auch die so-
zialen und politischen AUSWirkungen
der fortschreitenden Technisierung
können in Zusammenarbeit mit den
Gewerkschaften besser erkannt und
bewußter gemacht werden und bei
der technischen Problemlösung bes
ser b~rücksichtigt werden.
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UOG
-REFORM-

Das UOG (Univel"sitätsorganlsations
gesetz), das nun seit fast 6 Jahren in
Kraft ist, brachte uns Studenten die
Möglichkeit mitzureden und mitzuver
walten, entschie'den jedoch wird in
den meisten Fällen im Ministerium. Zu
dem stellen die Studenten in vielen
Gremien nur ein Viertel der Mitglie
der.
Daraus ergeben sich gleich vier wich
tige Forderungen, die alle vier im
Hauptausschuß vertretenen Fraktio
nen gemeinsam vertreten: .

1. Einführung der Dritteiparität (d. h.
gleich viele Professoren, Assisten
ten und Studenten)' in allen Gre
mien, sowie die Wiedereinführung
des Blockvetos; zwei Forderungen,
die verstärkt den Minderheiten
schutz zum Ziel haben.

2. Reduktion der Zahl der Mitglieder
auf ca. 20 - 30 Personen. Diese
Forderung setzt natürlich voraus,
daß auch die Professoren ihre Ver
treter in das Fakultätskollegium
entsenden. '

3. Um die Entscheidungen der Gre
mien transparenter fOr alle betrof
fenen zu machen Ist es ferner not
wendig, die Verschwiegenheits
pflicht generell aufzuheben.

4. Eine Stärkung der Autonomie der
Universitäten. Es liegt auf der Hand,
daß ein UGG-Gremium im allge
meinen wesentlich schneller und
problembezogener entscheiden
kann, als eine zentrale bürokrati
sche Stelle wie das Ministerium.
Ganz besonders gilt das z. B. fOr Än
derungen In den Studiengesetzen.
Die Stellungnahme zur UOG
Reform wurde von allen im Haupt
ausschuß vertretenen Fraktionen
gemeinsam ausgearbeitet und be
schlossen.

- BILDUNGSPÖLlTIK-
Anhand .einiger konkreter Beispiele
von Kollegen, die naturwissenschaftli
che Fächer studieren, ist uns aufgefal
len, daß auf diesem Gebiet von einer
Einheit der Wissenschaft keine Rede
ist. Vielmehr herrscht hier eine Auf·
splltterung sowohl räumlich als auch
inhaltlich. Es ist eigentlich unverständ
lich, daß etwa Chemie oder Mathe
matik an mehreren,. voneinander
stark getrennten Instituten gelehrt
werden.
Der Vorschlag des RFS wäre eine Zu
sammenlegung zu GROSSINSTITUTEN.
Im ersten Studienabschnitt könnte die
allgemeine Ausbildung dort und spä
ter die Spezialisierung an anderen In
stituten erfolgen. Denn welcher Matu-

rant weiß schon, ob ihn mehr der
theoretische oder der praktische Teil
Interessiert.
Ein weiterer Vorteil liegt In der Verein
fachung von Verwaltung und Finan
zierung (z. B. gemeinsame Bibliothe
ken und Lehrmittel).
Außerdem wäre das Halbgottdasein
mancher Institutsvorstände vorbei.
Die Leitung des Institutes übernimmt
ein Kollegium von gleichgestellten
Professoren, womit sowohl' Überla
stung als auch menschliche Fehler re- '
duziert werden. In der Institutskonfe
renz ist natürlich eine entsprechende
Anzahl an Studenten vertreten, um
der Mitbestimmung im Sinne der Hö- ....
rer gerecht zu werden. ,...
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